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Alles begann mit einem Telegram-Auf-
ruf der rechtsextremen Kleinstpartei 

„Freie Sachsen“ am Mittwoch, dem 12. 
Januar 2022: Ein sogenannter „Spazier-
gang“ mit Treffpunkt an einer Kreuzung 
in Dresden, keine 200 Meter entfernt 
vom Universitätsklinikum. Keine 48 
Stunden später versammelten sich am 
Donnerstagabend über 100 Medizin-
studierende der Medizinischen Fakultät 
Dresden rund um das Gelände ihrer 
Ausbildungsstätte, um ein klares Zei-
chen zu setzen. Ein Krankenhaus ist 
nicht der Ort, um dem eigenen Unmut 
über die Corona-Politik Luft zu 
machen, hier wird eine Grenze über-
schritten. Zugegebenermaßen war 
unser Protest sehr spontan, unorga-
nisiert und, zumindest im Vorfeld, 
unangemeldet. Als Studierendenver-
treter setzen wir uns auch eher mit 
fairen Ausbildungsbedingungen im 
Praktischen Jahr und der medizini-
schen Ausbildung in Zeiten der 
COVID-19-Pandemie auseinander, als 
spontane Kundgebungen zu organisie-
ren. Umso mehr hat es uns gefreut, 
dass so viele Studierende dem Aufruf 
gefolgt sind und damit der breiten 
Zivilgesellschaft klargemacht haben: 
Bei allem Diskussionsbedarf über eine 
Impfpflicht, die Sicherheit und Wirk-
samkeit der mRNA-Impfstoffe und die 
Effektivität von Maßnahmen des Infek-
tionsschutzes ist es keine Alternative, 
dem Aufruf von offen rechtsextremen 
Demokratiefeinden zu folgen und sich 
mit deren Inhalten gemein zu machen. 
Diese beiden Signale aus der Studie-
rendenschaft in die Zivilgesellschaft 
haben ein unerwartetes Echo hervor-
gerufen. Was für uns selbstverständ-
lich war, scheint einen Nerv getroffen 
zu haben. Es gibt in Sachsen eine große, 
meist stumme Mehrheit, die nicht 
bereit ist, den öffentlichen Diskurs 

Wissenschaftsleugnern und Neonazis 
zu überlassen. Wir sind genauso ein Teil 
von Dresden, genauso ein Teil von 
Sachsen. Es liegt an uns, das Leben hier 
mitzugestalten und wir stehen nicht 
stillschweigend daneben, wenn eine 
Minderheit versucht, in Eigenregie das 
öffentliche Bild zu prägen. Es ist falsch, 
nur denen zuzuhören, die am lautesten 
schreien und am stärksten polarisieren, 
auch deshalb haben wir mit Plakaten 
und in Klinik-Kitteln einen stummen 
Protest organisiert. 

In den Tagen danach stand bei den Ver-
tretern der Studierenden das Telefon 
nicht mehr still. Stellungnahmen, Inter-
views, Pressetermine, Gespräche mit 
dem Ostbeauftragten der Bundesre-
gierung, dem sächsischen Innenminis-
ter und Dresdener Polizeipräsident. 
Leider drehte es sich dabei zu oft um 
die Bewertung des Polizeieinsatzes, bei 
dem auch Identitätsfeststellungen bei 
22 Medizinstudierenden zu verzeich-
nen waren, denen Verstöße gegen die 
Corona-Schutzverordnung vorgewor-
fen wird. Wir sehen das kritisch und 
haben eine Aufarbeitung dieser Maß-
nahmen gefordert. Allerdings wehren 
wir uns dagegen, dass diese Meldung 
am Ende das mediale Echo in weiten 
Teilen dominierte. Dass lieber an frag-
würdigen Identitätsfeststellungen ein 

Polizeiproblem in Sachsen hochstilisiert 
wird, anstatt den Fokus auf das posi-
tive, bestärkende Zeichen aus der Stu-
dierendenschaft zu setzen, finden wir 
schade. 
Doch aus den zahlreichen Gesprächen 
im Nachgang des Protests haben wir 
eine Lehre gezogen: Menschen fühlen 
sich mit ihrem Ärger über die Corona-
Politik, ihren Unsicherheiten und Ängs-
ten bezüglich der Impfungen so allein 
gelassen, dass sie sich Demonstratio
nen, die von Neonazis unterwandert 

sind, anschließen. Haben sie das 
Gefühl, dass sie sich anders nicht 
Gehör verschaffen können? Dass es 
sonst keine Alternativen gibt, ihre 
Meinung kundzutun? Oder dass jede 
bürgerliche, maßnahmenkritische 
Kundgebung von Rechtsextremen 
unterwandert wird? Das wäre ein 
fatales Zeichen und unterstreicht die 
dringende Notwendigkeit für einen 
offeneren, weniger verhärteten Dis-

kurs, bei dem nicht ad hominem in 
Schwarz und Weiß, Gut und Böse ein-
geteilt wird, sondern respektvoll mitei-
nander gestritten wird, so unterschied-
lich und unwissenschaftlich die andere 
Meinung auch sein mag. Das ist keine 
leichte Aufgabe und wird von jedem 
von uns viel Geduld und Kraft abverlan-
gen. Doch solange das nicht erreicht ist 
und solange weiterhin Rechtsextreme 
versuchen, sich über die unwissen-
schaftliche Kritik an der Corona-Politik 
Zulauf zu verschaffen und dabei auch 
nicht davor zurückschrecken, Patienten 
und Klinikpersonal einzuschüchtern, 
solange werden wir auch unseren Teil 
dazu beitragen, dass solche Aufmär-
sche nicht unwidersprochen bleiben. 
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#ImpfenStattSchimpfen
Eine Reflektion im Nachgang der Studierendenproteste am Universitätsklinikum Dresden

Medizinstudierende aus Dresden stellen sich 
mit Plakaten und Kitteln schützend vor ihr 
Universitätsklinikum
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